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1 Zuweisungszweck, Rechtsgrundlage 
 
1.1 Das Land gewährt Zuweisungen zur Unterstützung einer nachhaltigen Entwicklung der 

Forstwirtschaft zur Aufrechterhaltung aller Waldfunktionen und zur Verbesserung der 
Lebensfähigkeit von Wäldern.  

 
1.2 Die Zuweisungen werden nach Maßgabe dieser Verwaltungsvorschrift,  
 
 des § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern (LHO), der da-

zugehörigen Verwaltungsvorschriften (VV zu § 44 LHO)  
 
und unter Berücksichtigung folgender Vorschriften gewährt: 

 
a) der Verordnung (EU) 2021/2115 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 2. Dezember 2021 mit Vorschriften für die Unterstützung der von den Mit-
gliedsstaaten im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu erstellenden und 
durch den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und den Eu-
ropäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) zu finanzierenden Strategiepläne (GAP-Strategiepläne) und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 (ABl. L 435 vom 6.12.2021, S. 1, L 181 vom 7.7.2022, S. 35, L 227 vom 
1.9.2022, S. 137), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2024/1468 (ABl. L, 
2024/1468, 24.5.2024) geändert worden ist,  

 
b) der Verordnung (EU) 2021/2116 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 2. Dezember 2021 über die Finanzierung, Verwaltung und Überwachung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 
1306/2013 (ABl. L 435 vom 6.12.2021, S. 187, L 29 vom 10.2.2022, S. 45), die 
zuletzt durch die Verordnung (EU) 2024/1468 (ABl. L, 2024/1468, 24.5.2024) ge-
ändert worden ist, 
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c) der Verordnung (EU) Nr. 2022/2472 der Kommission vom 14. Dezember 2022 zur 
Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen im Agrar- und 
Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 327 vom 21.12.2022, S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2023/2607 (ABl. 
L, 2023/2607, 23.11.2023) geändert worden ist, 

 
d) den durch die Europäische Kommission genehmigten GAP-Strategieplan (GAP-

SP) der Bundesrepublik Deutschland 2023-2027 vom 21. November 2022 (CCI-
Code: 2023DE06AFSP001), 

 
e) des GAP-Finanzinteressen-Schutz-Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 204) 
 
f) des ELER-Fördergesetzes vom 27. November 2023, GVOBl. M-V, S. 866. 

 
1.3 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuweisung besteht nicht. Vielmehr entschei-

det die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel. 

 
 
2 Gegenstand der Zuweisung 
 
2.1 Zuweisungsfähig sind: 
 

a) Nichtproduktive Investitionsvorhaben im Forstsektor zur Vorbeugung von Wald-
schäden gemäß Strategieplan Teilintervention DE8 EL 0407-02, hier: 

 
aa) Kalamitätsvorsorgevorhaben Nummer DE8 EL 0407-02-0-01;  
bb) Waldbrandvorsorgevorhaben in Gebieten mit hohem (permanentem) und 

mittlerem (saisonalem) Waldbrandrisiko Nummer DE8 EL 0407-02-0-02; 
cc) Vorhaben zu unversiegelten Rettungswegen Nummer DE8 EL 0407-02-0-03. 

 
b) Investitionen zur Bewahrung natürlicher Ressourcen gemäß Strategieplan Teilin-

tervention DE 8 EL 0408-01, hier: 
 

Naturschutzvorhaben im Wald Nummer DE8 EL 0408-01-0-05. 
 

c)  Investitionen für Vorhaben der umwelt- und naturschutzbezogenen Öffentlich-
keits- und Bildungsarbeit gemäß Strategieplan Teilintervention DE8 EL 0408-
03, hier: 

 
Vorhaben der umwelt- und naturschutzbezogene Öffentlichkeits- und Bildungs-
arbeit im Forstsektor Nummer DE8 EL 0408-03-0-04. 

 
2.2 Nicht zuweisungsfähig sind: 
 

a) die Unterhaltung von Löschwasserentnahmestellen, 
 
b) die Anlage von Wegen, die nicht überwiegend forstwirtschaftlichen Zwecken die-

nen, oder von Wegen mit überörtlicher Verkehrsbedeutung, 
 
c) die Befestigung von Wegen mittels Schwarz- oder Betondecken, 
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d) Vorhaben auf Flächen, die dem Zuweisungsempfänger zum Zwecke des Natur-

schutzes unentgeltlich übertragen worden sind sowie 
 
e) Kreditbeschaffungskosten und die Mehrwertsteuer. 

 
 
3 Zuweisungsempfänger 
 
3.1 Zuweisungsempfänger sind die Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern für Vor-

haben auf Waldflächen in ihrem Eigentum und auf Waldflächen des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern sowie das Land Mecklenburg-Vorpommern. 

 
a) Für Vorhaben nach der Nummer 2.1 a) Doppelbuchstabe bb) in Verbindung mit 

Nummer 5.2 b) Doppelbuchstabe dd), ist für die Errichtung und Verbesserung 
von Waldbrandüberwachungsanlagen nur die Landesforstanstalt Mecklenburg-
Vorpommern zuweisungsberechtigt.  

 
3.2 Von der Zuweisung ausgeschlossen sind: 
 

a) Unternehmen in Schwierigkeiten nach der Mitteilung der Kommission „Leitlinien 
der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nicht-
finanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten" (ABI. C 249 vom 31.7.2014, S. 1, C 
324 vom 2.10.2015, S. 36), die durch die Mitteilung der Kommission (ABl. C 224 
vom 8.7.2020, S. 2) geändert worden ist, 

 
b) Unternehmen, die einer Rückforderung aufgrund einer Entscheidung der Kom-

mission zur Feststellung der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit mit dem ge-
meinsamen Markt nicht Folge geleistet haben. 

 
 
4 Zuweisungsvoraussetzungen 
 
4.1 Zuweisungen für Vorhaben nach Nummer 2.1 werden nur gewährt, 
 

a) für Waldflächen in Mecklenburg-Vorpommern, 
 
b) wenn der Zuweisungsempfänger Eigentümer der Waldflächen oder Besitzer ist 

oder eine schriftliche Einverständniserklärung des Eigentümers, mindestens für 
die Dauer der Zweckbindung, vorlegt; 

 
- bei eigentümerübergreifenden Vorhaben entfallen Eigentumsnachweise; 

 
d) wenn der Zuweisungsempfänger ein Forsteinrichtungswerk (nicht älter als zehn 

Jahre) und ein Zertifikat für eine nachhaltige Waldbewirtschaftung (zum Beispiel 
PEFC-, FSC- oder gleichwertig) gemäß Anforderungen der Leitlinien für die nach-
haltige Bewirtschaftung der Wälder in Europa (Helsinki Resolution vom 16./ 
17.06.1993) nachweist. 

 
e) Der Zertifizierung gleichgestellt ist für die Nationalparkämter die Mitgliedschaft im 

Verein Nationale Naturlandschaften. Als Nachweis dient der Evaluierungsbericht. 
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4.2 Vorhaben zur Kalamitätsvorsorge nach Nummer 2.1 a) Doppelbuchstabe aa) setzen 

voraus, dass 
 

a) zur Intensivierung der eigentümerübergreifenden Überwachung und oder Vorbe-
reitung einer aviotechnischen Abwehrmaßnahme bei großflächigen, waldzerstö-
renden Insektenkalamitäten die Anordnung der obersten Forstbehörde vorliegt 
und 

 
b) für die Vorbereitung von eigentümerübergreifenden, aviotechnischen Abwehr-

maßnahmen bei großflächigen, waldzerstörenden Insektenkalamitäten der An-
trag auf aviotechnische Bekämpfung beim Landesamt für Landwirtschaft, Le-
bensmittelsicherheit und Fischerei (LALLF) eingegangen ist. Für die Durchfüh-
rung der Bekämpfung bedarf es der Genehmigung dieses Antrages.  

 
4.3 Vorhaben der Waldbrandvorsorge nach Nummer 2.1 a) Doppelbuchstabe bb) setzen 

voraus, dass  
 

a) die geplante Maßnahme in einem Gebiet mit hohem und mittlerem Waldbrandri-
siko durchgeführt wird (www.wald-mv.de) und im Einklang mit dem Waldbrand-
schutzplan des Landes steht; 

 
b für die Anlage oder Grundinstandsetzung von Löschwasserentnahmestellen eine 

Stellungnahme der für Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Behörde 
gem. § 12 Absatz 1 Satz 2 Waldbrandschutzverordnung zum Vorhaben vorliegt 
und 

 
c) für die Anlage von Laubholzwaldbrandriegeln ein Standortgutachten zur Feststel-

lung des Wachstumspotenzials vorliegt, sofern der Standort nicht bereits ausrei-
chend erkundet ist und dass standortgerechte und für Waldbrandriegel geeignete 
Laubbaumarten und Vermehrungsgut aus empfohlenen Herkunftsgebieten ver-
wendet werden. 

 
4.4 Naturschutzvorhaben im Wald nach Nummer 2.1 b) setzen ferner voraus, dass eine 

Zustimmung der zuständigen unteren Naturschutzbehörde vorliegt. Die Zustimmung 
gilt als erteilt, wenn die zuständige Behörde nicht innerhalb eines Monats nach Ein-
gang der Anzeige widerspricht. Die Frist beginnt mit dem elektronischen Postausgang 
der Anzeige. Die Anzeige muss den Hinweis auf die Verfristung beinhalten. 
 

4.5 Zuweisungen werden grundsätzlich nur für solche Vorhaben gewährt, die noch nicht 
begonnen worden sind. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der 
Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten. Bei Bau-
vorhaben gelten Planung, planungsbezogene Bodenuntersuchungen, Grunderwerb 
und Herrichten des Grundstücks (vergleiche DIN 276 Kostengruppe 210) nicht als Be-
ginn des Vorhabens, es sei denn, sie sind alleiniger Zweck der Zuweisung. 

 
4.6 Zuweisungen werden nur für Vorhaben mit einem Zuweisungsbetrag größer/gleich  

1 500 Euro Netto gewährt. 
 
  

http://www.wald-mv.de/
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5 Zuweisungsart, Finanzierungsart, Höhe der Zuweisung 
 
5.1 Die Zuweisungen werden im Rahmen einer Projektförderung als Vollfinanzierung in 

Form einer nicht rückzahlbaren Zuweisung gewährt. 
 
5.2 Zuweisungsfähig sind: 
 

a) bei Kalamitätsvorsorgevorhaben nach Nummer 2.1 a) Doppelbuchstabe aa) Aus-
gaben für: 
 
aa) Investitionen in die Verbesserung des bestehenden Waldschutzmonitorings, 

(Web-Gis-basierte Datenbank für den Gesamtwald) und die erforderliche Er-
weiterung der bestehenden Datenbank für den Gesamtwald zur Überwa-
chung des Auftretens von Schädlingen sowie 

bb) die Intensivierung der Überwachung auf Anordnung der obersten Forstbe-
hörde oder/und die Vorbereitung und Durchführung von eigentümerübergrei-
fenden, aviotechnischen Abwehrmaßnahmen bei großflächigen, waldzerstö-
renden Insektenkalamitäten;  

 
b) bei Waldbrandvorsorgevorhaben nach Nummer 2.1 a) Doppelbuchstabe bb) die 

Ausgaben für:  
 
aa) die Anlage und Grundinstandsetzung von Löschwasserentnahmestellen ein-

schließlich kurzer, unversiegelter Verbindungswege zum durch Löschfahr-
zeuge ganzjährig befahrbaren Wegenetz gemäß Waldbrandeinsatzkarte 
Mecklenburg-Vorpommern; 

bb) die Anlage und die Unterhaltung von Waldbrandwundstreifen, Waldbrand-
schutzstreifen und Waldbrandriegel einzeln oder als Verbundsystem; 
(Im Falle der Anlage von Laubholzwaldbrandriegeln, die Beschaffung von 
Saat- und Pflanzgut, Ausführung der Pflanzung einschließlich Kulturvorberei-
tung, Schutz der Kultur und Nachbesserung)  
und  

cc) für die Errichtung und Verbesserung von Anlagen zur Überwachung des Auf-
tretens von Waldbränden. 

 
c) bei Vorhaben zu unversiegelten Rettungswegen nach Nummer 2.1 a) Doppel-

buchstabe cc) die Ausgaben für:  
 

aa) die Anlage und Grundinstandsetzung von eigentümerübergreifenden unver-
siegelten Rettungswegen incl. dazugehöriger Anlagen wie z.B. Durchlässe 
und Brücken sowie Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, die im direkten Zu-
sammenhang mit der Investition stehen und behördlich festgesetzt wurden. 

 
d) bei Naturschutzvorhaben im Wald nach Nummer 2.1 b) die Ausgaben z.B. für:  

 
aa) Vorhaben zur naturschutzfachlichen Aufwertung, Erhalt und Wiederherstel-

lung von Biotopflächen (z.B. durch Mahd, Mähgutübertragung, Mähguträu-
mung …), 

bb) die Wiederherstellung, Schaffung und Entwicklung von Lebensräumen sowie 
Lebensstätten heimischer wildlebender Tier- und Pflanzenarten,  
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cc) die Nachpflanzung, Neuanlage und Sanierung von wertvollen Kulturbiotopen, 
wie z. B Streuobstwiesen einschließlich  

dd der Beschaffung von gebietsheimischem Saat- und Pflanzgut, Pflanzvorbe-
reitung, Pflanzung, Schutz der Anpflanzung vor Wild und Nachbesserung so-
wie 

ee) den Erwerb von Anbaugeräten zur Durchführung oder Nachbereitung natur-
schutzgerechter Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen (z. B. Anschaf-
fung von Biotoppflegetechnik sowie Technik zur insekten-/artenschonenden 
Mahd).  

 
e) bei Vorhaben der umwelt- und naturschutzbezogenen Öffentlichkeits- und Bil-

dungsarbeit im Forstsektor nach Nummer 2.1 c) Ausgaben z.B. für: 
 
den Neu-, Um- und Ausbau, die Ausstattung sowie für die Unterhaltung von In-
formationszentren sowie Anlagen der Besucherlenkung und Besucherinforma-
tion (zum Beispiel Lehrpfade, Beobachtungseinrichtungen, kleine Verweileinrich-
tungen, Informationstafeln) einschließlich unversiegelte Verbindungswege zum 
ganzjährig befahrbaren, forstlichen Wegenetz. Ausgaben für unversiegelte Ver-
bindungswege sind nur im Rahmen der Gesamtinvestitionen zuweisungsfähig. 
Besucherinformationen sollen beispielsweise über die naturnahe, nachhaltige 
Waldbewirtschaftung und deren Beitrag zum Klima-, Natur- und Artenschutz auf-
klären. 
 

f) bei Vorhaben nach Nummer 2.1 insgesamt Ausgaben für: 
 
die Projektdurchführung auch eigenes Personal (ohne Verwaltungs- und Ingeni-
eurleistungen) und Technik. Die Ausgaben für eigenes Personal und Technik 
werden zu den von der Fachaufsichtsbehörde festgelegten Kostensätzen berück-
sichtigt. Zuweisungsfähig sind die notwendigen Ausgaben, welche nach Abzug 
gewährter Nachlässe (Rabatte, Skonti und sonstige Vergünstigungen) verblei-
ben,  

 
5.3 Zuweisungsfähige Ausgaben für Vorhaben nach Nummer 2.1 müssen in direktem Zu-

sammenhang mit der Investition stehen. 
 
5.4 Die Höhe der Zuweisung beträgt 100 Prozent der zuweisungsfähigen Ausgaben.  

 
Für Zuweisungen nach Nummer 2.1 Buchstabe c gilt eine Obergrenze von 100 000 
Euro je Vorhaben. 
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6 Sonstige Zuweisungsbestimmungen 
 
6.1 Zweckbindung 
 
6.1.1 Mit dem Zuweisungsschreiben werden die Zuweisungsempfänger verpflichtet, die Zu-

weisung während der Zweckbindung zweckentsprechend zu verwenden. Eine nicht 
ihrem Zweck entsprechende Verwendung gemäß § 49 Absatz 3 des Landesverwal-
tungsverfahrensgesetzes liegt insbesondere vor, wenn: 

 
a) die Zuweisungsempfänger geförderte Gegenstände (wie Grundstücke, Bauten, 

bauliche Anlagen, Maschinen, Geräte und Einrichtungsgegenstände) ohne vor-
herige Zustimmung durch die Bewilligungsbehörde veräußern, verpachten oder 
Dritten überlassen, 

 
b) die Zuweisungsempfänger Pflege, Schutz, Unterhaltung oder Instandsetzung ei-

ner geförderten Maßnahme unterlassen und entsprechende Auflagen innerhalb 
der von der Bewilligungsbehörde gesetzten Frist nicht nachgekommen sind. 

 
Verstöße sind durch die Bewilligungsbehörde zu ahnden. 

 
6.1.2  Mit dem Zuweisungsschreiben wird die Zweckbindungsfrist wie folgt festgesetzt: 
 

a) bei Zuweisungen nach Nummer 2.1 nach fünf Jahren, gerechnet ab dem 1. Ja-
nuar des Jahres welches auf das Jahr der letzten Auszahlung folgt,  

 
b) bei Zuweisungen für Nachbesserungen von Baum- oder Gehölzpflanzungen mit 

Ablauf der Zweckbindungsfrist für die zu Grunde liegenden Vorhaben nach Num-
mer 2.1 a) Doppelbuchstabe bb und Nummer 2.1 Buchstabe c. 

 
6.1.3 Nummer 6.1.2 Buchstabe a gilt nicht für die Anlage und jährliche Unterhaltung von 

Wundstreifen nach Nummer 2.1 a) Doppelbuchstabe bb und den Erhalt oder die Wie-
derherstellung von Biotopflächen durch Mahd, Mähgutübertragung, Mähguträumung 
nach Nummer 2.1 Buchstabe c. 

 
6.2 Anforderungen hinsichtlich Information, Öffentlichkeitsarbeit und Sichtbarkeit (Publizi-

tätsvorschriften) 
 
 Die Zuweisungsempfänger haben die Publizitätsvorschriften gemäß Artikel 6 der 

Durchführungsverordnung (EU) 2022/129 der Kommission vom 21. Dezember 2021 
mit Vorschriften für Interventionskategorien für Ölsaaten, Baumwolle und Nebener-
zeugnisse der Weinbereitung gemäß der Verordnung (EU) 2021/2115 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates sowie für die Anforderungen hinsichtlich Information, 
Öffentlichkeitsarbeit und Sichtbarkeit im Zusammenhang mit der Unterstützung der 
Union und den GAP-Strategieplänen (ABl. L 20 vom 21.1.2022, S. 197), die durch die 
Durchführungsverordnung (EU) 2024/194 (ABl. L, 2024/194 vom 9.1.2024) nach Vor-
gabe der Bewilligungsbehörde einzuhalten. 

 
6.3 Vergabevorschriften 
 
 Die Vorschriften des Vergaberechts sind anzuwenden. 
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6.4 Leitlinie Wegebau 
 

Bei Wegebauvorhaben muss die Planung und Ausführung von Vorhaben entspre-
chend Heft F 2 „Forstwirtschaftlicher Wegebau im Landeswald Mecklenburg-Vorpom-
mern“ in der Fassung vom August 2004 erfolgen (abrufbar unter www.wald-mv.de). 
 
 

6.5  Merkblätter 
 

Die Vorhaben bezogenen Merkblätter werden Gegenstand des Zuweisungsschreibens 
(abrufbar bei der Bewilligungsbehörde). 

 
6.6 Barrierefreiheit 
 
 Bei Vorhaben nach Nummer 2.1 Buchstabe c, die öffentlich zugängliche, bauliche 

Anlagen betreffen, sind die einschlägigen Rechtsvorschriften im Hinblick auf barriere-
freies Bauen des § 50 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern sowie des 
§ 8 des Landesbehindertengleichstellungsgesetzes einzuhalten. 

 
 
7 Verfahren 
 
7.1 Antragsverfahren 
 
7.1.1 Der Antrag ist einschließlich der zugehörigen Unterlagen und Anlagen bei der Bewilli-

gungsbehörde formgebunden einzureichen. Sobald ein elektronisches Antragsverfah-
ren zur Verfügung steht, ist dieses zu verwenden. Die Anträge können ganzjährig fort-
laufend gestellt werden.  

 
7.1.2 Die Antragsformulare sind bei der zuständigen Bewilligungsbehörde erhältlich.  
 
7.1.3 Jeder Antrag muss gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2022/2472 mindes-

tens die folgenden Angaben enthalten: 
 

a) Name (hier einschließlich vollständiger Adresse) und Größe des Unternehmens 
(hier des Zuweisungsempfängers), 

 
b) die Beschreibung des Projekts einschließlich des Beginns und Abschlusses, 
 
c) den Standort des Projekts, 
 
d) eine Aufstellung der beihilfefähigen Kosten und 
 
e) die Art der Beihilfe (Zuschuss) und die Höhe der für das Projekt benötigten öf-

fentlichen Finanzierung. 
 
7.1.4 Dem Antrag ist ein verbindlicher Finanzierungsplan für die geplante Maßnahme beizu-

fügen. 
 
7.1.5 Dem Antrag sind, soweit möglich, mindestens drei Angebote beizufügen. 
 

http://www.wald-mv.de/


 

9 

7.1.6 Erforderliche behördliche Genehmigungen, Anweisungen, Stellungnahmen oder An-
zeigen müssen mit der Antragstellung beigebracht oder nachgewiesen werden. 

 
7.1.7 Die Bewilligungsbehörde kann die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen, soweit dies 

zur Prüfung des Antrages erforderlich ist. 
 
7.2 Bewilligungsverfahren 
 

Bewilligungsbehörde ist das Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern, 
Werkstraße 213, 19061 Schwerin. 

 
7.2.1 Die Bewilligungsbehörde entscheidet im Anschluss an den jeweiligen Stichtag über die 

vorliegenden bewilligungsreifen Anträge.  
 
7.2.2 Als Stichtage gelten die Termine 15. Februar, 15. Mai, 15. August und der 15. Novem-

ber eines jeden Kalenderjahres. Abweichend davon können durch das für Forsten zu-
ständige Ministerium in einzelnen Jahren abweichende Termine bestimmt werden. 

 
7.2.3 Reicht der Zuweisungsempfänger auf Grund von entstehenden Mehrausgaben einen 

Änderungsantrag mit geändertem Finanzierungsplan ein, kann die Bewilligungsbe-
hörde die bewilligte Zuweisung erhöhen, wenn  

 
a) entsprechende Haushaltsmittel zur Verfügung stehen, 
 
b) der Zuweisungsempfänger die zu den Mehrausgaben führenden Umstände nicht 

zu vertreten hat und 
 
c) es zur Finanzierung der Mehrausgaben zusätzlich einer Zuweisung von mindes-

tens 1 500 Euro bedarf (Bagatellgrenze). 
 
7.3 Auszahlungsverfahren 
 
7.3.1 Die Auszahlung erfolgt nach Abschluss des Vorhabens (Erstattungsprinzip gemäß 

Nummer 7.2.1 VV zu § 44 LHO) auf Grundlage einer formgebundenen, durch den Zu-
weisungsempfänger bei der Bewilligungsbehörde einzureichenden Mittelanforderung 
(gilt auch für Teilauszahlungen). Dies erfolgt elektronisch oder mit einem bei der Be-
willigungsbehörde erhältlichen Formular. Die Auszahlung erfolgt in einer Summe oder, 
soweit eine Zuweisung für mehrere Haushaltsjahre bewilligt wird, höchstens bis zu der 
für das Haushaltsjahr bewilligten Höhe.  

 
7.3.2 Ergänzend zu Nummer 7.2.1 der VV zu § 44 LHO erfolgt die Auszahlung erst nach 

einer erfolgreichen Inaugenscheinnahme des Vorhabens sowie der Prüfung der ein-
gereichten Mittelanforderung (zahlenmäßiger Nachweis der angeforderten Ausgaben 
zusammen mit einer entsprechenden Belegliste und Belegen) und des Verwendungs-
nachweises nach Nummer 7.4. 

 
7.3.3 Eine Auszahlung in Teilbeträgen ist einmal jährlich möglich. 
 
7.3.4 Die Bewilligungsbehörde kann die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen, soweit dies 

zur Prüfung der Mittelanforderung erforderlich ist.  
 
7.4 Verwendungsnachweis 
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7.4.1 Abweichend von Nummer 5.3.6.1 der VV zu § 44 LHO haben die Zuweisungsempfän-

ger der Bewilligungsbehörde den Verwendungsnachweis nicht erst nach 6 Monaten, 
sondern zusammen mit der Mittelanforderung nach Nr. 7.3.1 vorzulegen. Der Verwen-
dungsnachweis besteht aus einem Sachbericht, einem zahlenmäßigen Nachweis und 
einer Belegliste.  
 

7.4.2 Im Fall einer Mittelanforderung für eine Teilauszahlung ist ein Zwischennachweis vor-
zulegen. Die Vorgaben nach Nummer 7.4.1 gelten entsprechend. Der vollständige Ver-
wendungsnachweis ist mit der Mittelanforderung für die Schlusszahlung vorzulegen. 

 
7.6 Aufbewahrungsfristen 
 
7.6.1 Die Bewilligungsbehörde hat alle zuweisungsrelevanten Unterlagen (zum Beispiel An-

träge, Rechnungskopien, Zahlungsbelege und Vergabeunterlagen) für die Dauer der 
längsten Zweckbindung gemäß Nummer 6.1.2, mindestens jedoch bis zum 31. De-
zember 2032 für Prüfzwecke aufzubewahren.  
 

7.6.2 Abweichend zu Nummer 5.3.4.2 der VV zu § 44 LHO gilt für den Zuweisungsempfän-
ger die Aufbewahrungsfrist für die Dauer der Zweckbindung gemäß Nummer 6.1.2. 

 
7.7 Prüfrechte 
 

Folgende Institutionen haben das Recht, die Einhaltung der Bestimmungen durch 
Besichtigung an Ort und Stelle und durch Einsichtnahme in die Bücher, Belege und 
sonstigen Unterlagen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen und 
Auskünfte einzuholen: 
 
a) die Europäische Kommission, 
 
b) der Europäische Rechnungshof, 
 
c) der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern, 
 
d) das für Forsten zuständige Ministerium, 
 
e) das Finanzministerium und 
 
f) die Bewilligungsbehörde. 

 
 
8. Kürzung und Sanktion 
 
8.1 Kürzungen und Sanktionen regeln sich nach § 3 ELER Fördergesetz M-V. 

 
8.2 Die Zuweisung wird ganz oder teilweise zurückgenommen, wenn zuweisungsrechtli-

che Verpflichtungen oder Auflagen nicht eingehalten werden. Bei der Entscheidung 
über die Rücknahme werden Schwere, Ausmaß, Dauer und Häufigkeit im Sinne von 
Artikel 57 der Verordnung (EU) 2021/2116 berücksichtigt. Die von der Rücknahme be-
troffenen Beträge werden gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/2116 
einschließlich Sanktionen und Zinsen in Verbindung mit §§ 3 und 6 ELER-
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Fördergesetz M-V (Ausnahme Extremwetterereignisse bei Pflanztatbeständen) zu-
rückgefordert. 

 
8.3 In Fällen höherer Gewalt oder außergewöhnlicher Umstände kann gemäß Artikel 59 

Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/2116 ganz oder teilweise auf die Rückzahlung der 
Zuweisung verzichtet werden, auch wenn die Zuweisungsvoraussetzungen oder Auf-
lagen nicht erfüllt wurden. Fälle höherer Gewalt und außergewöhnliche Umstände sind 
der zuständigen Behörde mit den von ihr anerkannten Nachweisen innerhalb von 15 
Arbeitstagen ab dem Zeitpunkt, ab dem die Zuweisungsempfänger hierzu in der Lage 
sind, schriftlich mitzuteilen. Höhere Gewalt oder außergewöhnliche Umstände sind in 
Artikel 3 der Verordnung (EU) 2021/2116 geregelt. 

 
 
9. Sonstige Vorschriften 
 

Für die Bewilligung, Abrechnung und Auszahlung der Zuweisung sowie für den Nach-
weis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuweisungsschreibens und die Rückforderung der gewährten Zuweisung 
gelten das Landesverwaltungsverfahrensgesetz, die Verwaltungsvorschriften zu § 44 
der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern, soweit nicht in dieser Ver-
waltungsvorschrift abweichende Bestimmungen zugelassen sind, die Dienstanweisun-
gen der Zahlstelle zu ELER III und ergänzende Festlegungen des für forstliche Förde-
rung zuständigen Fachreferates. 

 
 
10. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
 Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 16. Oktober 2024 in Kraft. Mit dem 

Inkrafttreten dieser Verwaltungsvorschrift tritt der Erlass über die Gewährung von Zu-
weisungen an die Landesforstanstalt und an das Land im Rahmen des Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums vom 13. April 2021 
außer Kraft. 

 
 
 

Schwerin, den 18. Oktober 2024 
 

 
 
 
Elisabeth Aßmann 
Staatssekretärin 


